
4953 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

über den Beschluß des Nationalrates vom 16. Dezember 1994 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Fernmeldeinvestitionsgesetz geändert wird 
(FMIG-Novelle 1994) 

Um die Nachfrag~ nach modernen zukunftsweisenden 
Kommunikationseinrichtungenabdecken zu können, die im Hinblick auf die 
EU ei ne der Voraussetzungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähi gkei t der 
österreichischen Wirtschaft sind, wurden im Rahmen der FMIG-Gebarung in 
den Jahren 1991 bis 1993 Investitionsmittel im Ausmaß von 52 681 
Millionen Schilling aufgewendet. Um den betriebswirtschaftlich 
notwendigen zuglgen weiteren Ausbau des elektronischen digitalen 
Vermitt 1 ungssystems sowi e den weiteren Ausbau des Mobi lfunks und ei ner 
modernen Te 1 ekommuni kati ons infrastruktur Cu. a. Te 1 ekommuni kati ons
Highways) zu gewährleisten, sind für die Jahre 1994 und 1995 
Investitionsausgaben von insgesamt 38 000 Millionen Schilling (jährlich 
19 000 Millionen Schilling) vorgesehen. 

Zur finanziellen Abdeckung dieses Investitionsbedarfes ist, unter 
Bedachtnahme auf den Anstieg des aus haftenden Fremdkapitals und die 
stei gende Zi nsenbel astung, di e Anhebung des Zweckbi ndungsschl üsse 1 s im 
Jahre 1995 auf 34 Prozent unbedingt erforderlich. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr stellt nach Be
ratung der Vorlage am 19.' Dezember 1994 mit Stimmenmehrheit den Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Irene Crepaz 
Berichterstatterin 
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Wien, 1994 12 19 

Johanna Schicker 
Vorsitzende 

4953/BR der Beilagen - Ausschussbericht BR (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




